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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Antragsfrist bei Invalidenrenten 

Bezug: Kleine Anfrage 245 der Abgeordneten Spies 
(Emmenhausen), Karpf, Geiger (München), 
Stücklen und Genossen 
- Drudtsache 2323 - 


Die oben bezeichnete Anfrage erlaube ich mir wie folgt zu beant- 
worten : 

Die Regelung, wonach Renten, die nach Ablauf der in § 1286 
Abs. 1 Halbsatz 2 RVO genannten Frist beantragt werden, erst 
jeweils mit dem Ablauf des Antragsmonats beginnen, hat auch nach 
meiner Auffassung in Einzelfällen zu Härten geführt. In dem in 
meinem Hause ausgearbeiteten „Grundentwurf für eine Neuregelung 
des Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter” ist deshalb vor- 
gesehen, daß die Alters- und Hinterbliebenenrenten künftig vom 
Beginn des Monats an zu zahlen sind, in dem ihre Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

Im Hinblick darauf, daß der oben genannte Gesetzentwurf dem- 
nächst dem Kabinett vorgelegt werden soll, scheint es mir nicht 
zweckmäßig zu sein, im Vorgriff auf diesen Entwurf ein Änderungs- 
gesetz zur Reichsversicherungsordnung auszuarbeiten, das lediglich 
eine Abänderung des § 1286 RVO zum Ziele hat. 

Die unter b) der Kleinen Anfrage angeregte Überprüfung der ent- 
sprechenden gesetzlichen Bestimmungen für andere Rcntenleistungen 
ist bei der Vorbereitung des genannten Gesetzentwurfs bereits vor- 
genommen worden. Der Entwurf berücksiclitigt das Ergebnis dieser 
Prüfung. 


Storch 
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